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	V E R H A N D L U N G S S C H R I F T


aufgenommen vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung über die am Montag, den 18. Oktober 2004 in der Grazer Stadthalle begonnene mündliche Verhandlung  betreffend den Antrag der Verbund Austrian Power Grid AG und der Steweag-Steg GmbH auf Erteilung der Genehmigung nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 für die Errichtung und den Betrieb der „Steiermarkleitung“ 380 kV- Freileitung Zwaring (Stmk) – Rotenturm (Bgld) für den Abschnitt Zwaring – Landesgrenze.

Der Verhandlungsleiter Dr. Michael Wiespeiner eröffnet die Verhandlung um 09.30 Uhr in der Grazer Stadthalle und begrüßt alle Erschienenen.

Sodann stellt der Verhandlungsleiter fest, dass die Kundmachung zur Verhandlung per Edikt in der „Kleine Zeitung“, „Steirerkrone“ und „Wiener Zeitung“, jeweils Ausgabe vom 17. September 2004, und per Anschlag an den Amtstafeln der Standortgemeinden rechtzeitig erfolgte sowie zusätzlich zwecks Information auf der Internet-Homepage des zuständigen Ressorts (www.energie.steiermark.at) verfügbar war.

Der Verhandlungsleiter stellt weiters die am 18.10.2004 Erschienenen fest: 

1. Amtsabordnung:

· Dr. Michael Wiespeiner vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung als Verhandlungsleiter 

· Mag. Udo Stocker vom Amt der Steiermärkischen Landesregierung als Protokollführer, 

· HR Dr. Karl Prath, HR Dr. Hombauer und Mag. Sabina Pittnauer vom Amt der Burgenländischen Landesregierung als UVP- Behörde

· Dr. Neubauer und HR Dipl.-Ing. Brunner, Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit

· sowie Vertreter mitwirkender Behörden (siehe Anwesenheitsliste) 

2. Beigezogene Sachverständige:

· Dipl.-Ing. Paul Saler und Dipl.-Ing. Wilfried Pistecky, als koordinierende Sachverständige  für das Umwelt​verträglich​keitsgutachten

· Dipl.-Ing. Dr. Tamir Kapetanovic, E- Control GmbH (Bedarf und Energiewirtschaft)

· Dipl.-Ing. Josef Krenn, Amtssachverständiger für Elektrotechnik, Fernwirk​technik, Leittechnik und Strahlenschutz

· Dipl.-Ing. Wolfram Wögerer, Amtssachverständiger für Forsttechnik

· Dipl.-Ing. Karl Fasching, Amtssachverständiger für Naturschutz (Biotope und Ökosysteme)  

· Dipl.-Ing. Dr. Franz Schabkar, Amtssachverständiger für Luftfahrttechnik

· Mag. Peter Rauch, Amtssachverständiger für Hydrologie und Hydrogeologie

· Dr. Guido Richtig, Amtssachverständiger für Verkehrstechnik und –abwick​lung

· Dr. Reinhard Guschlbauer, Amtssachverständiger für Humanmedizin

· o.Univ.Prof.Dr.med. Manfred Neuberger, Sachverständiger für Humanmedizin

· Dipl.-Ing. Dr. Thomas Pongratz, Amtssachverständiger für Lufthygiene und Klima​schutz

· Ing. Rainer Graff, Arbeitsinspektorat 

· Dipl.-Ing. Rainer Opl, Amtssachverständiger für überörtliche Raumplanung

· Dipl.-Ing. Franz Reichl, Amtssachverständiger für Schalltechnik

· Dipl.-Ing. Gottfried Stadlmann, Amtssachverständiger für Wildökologie und Jagdwirtschaft

· Dr. Andreas Ranner, Amtssachverständiger für Vogelkunde

· HR Dipl.-Ing. Friedrich Bauer, Sachverständiger für Landwirtschaft

· Univ.Doz.Dr. Armin Deutz, Amtssachverständiger für Verterinärmedizin

· Dipl.-Ing. Martin Reiter-Puntinger, Amtssachverständiger für Abfallwirtschaft und Abwasser

· Dipl.-Ing. Johann Kolb, Amtssachverständiger für das Landschaftsbild

· Dipl.-Ing. Alfred Eichberger, Sachverständiger für die örtliche Raumplanung

· Dipl.-Ing. Karl Amtmann, Amtssachverständiger für Baugestaltung und Kultur​güter

· Dipl.-Ing. Bernd Meidl, Amtssachverständiger für Wasserbau

3. Vertreter sonstiger Behörden, Amtsstellen, öffentlicher Institutionen etc:

- 
siehe Anwesenheitsliste

4. Für die Verbund Austrian Power Grid AG:

· Dir. Dr. Heinz Kaupa

· Dipl. Ing. Otto Wanz als Projektsleiter

· Dr. Christian Onz, Rechtsanwalt, für die Verbund/APG, Steweag-Steg GmbH und BEWAG

· weitere Vertreter und Fachprojektanten siehe Anwesenheitsliste

5.
Für die STEWEAG-STEG GmbH:
· Dr. Johann Strempfl und Dr. Josef Kranz

· weitere Vertreter und Fachprojektanten siehe Anwesenheitsliste

Die weiteren Anwesenden sind in der Anwesenheitsliste als Beilage zur Verhandlungsschrift gemäß Registrierung beim Saaleinlaß angeführt.

Festgestellt wird, dass die beigezogenen nichtamtliche Sachverständigen gemäß §§ 49 und 50 AVG durch den Verhandlungsleiter entsprechend belehrt und  bei Erfordernis im Sinne des § 52 Abs. 4 AVG beeidet worden sind. 

Der Verhandlungsleiter legt sodann den Gegenstand der Verhandlung wie folgt dar und gibt einen Überblick über die bisherigen Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens:

Die Verbund Austrian Power Grid AG, Am Hof 6a, 1010 Wien,  vertreten durch Onz-Onz-Kraemmer-Hüttler Rechtsanwälte GmbH, Ungargasse 59-61, 1030 Wien, hat mit Eingabe vom 30. Dezember 2003 um die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb der 380 kV- Freileitung von Zwaring - Pöls (Stmk) nach Rotenturm (Bgld) gemäß §§ 3 Absatz 1 und 5 sowie Anhang 1 Z 16 Spalte 1a) Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000, UVP-G 2000, BGBl. Nr. 697/1993 idgF,  angesucht. Diesem Gesamtprojekt ist die Steweag-Steg GmbH, Leonhardgürtel 10, 8010 Graz, hinsichtlich der in der Steiermark projektgemäß vorgesehenen Maßnahmen auf der Netzebene 110 kV in derselben Eingabe beigetreten.

Dieses Ansuchen wurde im Folgenden durch Maßnahmen auf der Netzebene 110 kV im Burgenland modifiziert, wobei  die Burgenländische ElektrizitätswirtschaftsAG (BEWAG), Kasernenstraße 9, 7000 Eisenstadt, im Umfang dieser Maßnahmen, die ohne Einfluss auf den Abschnitt in der Steiermark sind, dem Antrag beigetreten ist.

Das Vorhaben ist in einem Gesamtprojekt dargestellt. Bei der Verfahrensdurchführung haben die beiden hiefür zuständigen UVP- Behörden, die Steiermärkische Landesregierung, vertreten durch die Fachabteilung 13A beim Amt der Stmk. Landesregierung, Landhausgasse 7, 8010 Graz, und die Burgenländische Landesregierung, vertreten durch die Abt. 5/III, Natur- und Umweltschutz, beim Amt der Burgenländischen Landesregierung, Europaplatz 1, 7001 Eisenstadt,  einvernehmlich vorzugehen. 

Die antragstellenden Unternehmen planen den Lückenschluss des österreichischen Höchstspannungsnetzes zwischen dem Umspannwerk Kainachtal/Zwaring in Zwaring - Pöls (Bezirk Graz-Umgebung/Steiermark) und dem Umspannwerk Südburgenland/Rotenturm in Rotenturm an der Pinka (Bezirk Oberwart/Burgenland). Diese Bundesländergrenzen überschreitende 380-kV-Leitungsverbindung wird von den Antragstellerinnen als „Steiermarkleitung“ bezeichnet. 

Mit diesem Vorhaben soll ein Teil des österreichischen Höchstspannungsringes geschlossen und dadurch die Sicherheit der bundesweiten Stromversorgung erhöht werden.

Mit der zweiseitigen Anspeisung des Umspannwerkes Kainachtal/Zwaring aus dem österreichischen 380/220-kV-Verbundnetz und der Errichtung des 380/110-Umspannwerk Oststeiermark/Wünschendorf soll die zur Gewährleistung einer den europäischen Standards entsprechenden Versorgungssicherheit dringend benötigte innerösterreichische redundante Anspeisung für den Großraum Graz geschaffen werden. Darüber hinaus sollen die Trennung des Netzes und damit eine Erhöhung der Netzausbaureserve ermöglicht werden.

Das Vorhaben unter Einschluss sämtlicher damit in einem räumlichen und sachlichen Zusammenhang stehender Maßnahmen beinhaltet die Errichtung und den Betrieb der eigentlichen 380 kV- Freileitung mit einer Länge von ca. 97,778 km (81,106 km in der Steiermark, 16,672 km im Burgenland), die Errichtung und den Betrieb teilweise mitgeführter 110 kV- Leitungen der Steweag-Steg GmbH über eine Länge von insgesamt rund 44,8 km mit dadurch ermöglichter Abtragung von ca. 32 km 110 kV- Leitungen der Steweag-Steg GmbH,  die  Einbindung der mitgeführten 110 kV- Leitungen in das vorhandene und bestehen bleibende 110 kV- Leitungsnetz der Steweag-Steg GmbH, die Errichtung und den Betrieb des  Umspannwerkes  in der Gemeinde Hofstätten, diverse Maßnahmen in bestehenden Umspannwerken, und die Errichtung und den Betrieb teilweise mitgeführter 110 kV-Leitungen der Burgenländischen ElektrizitätswirtschaftsAG über eine Länge von rund 9,8 km mit dadurch ermöglichter Abtragung von ca. 5,3 km 110 kV-Leitungen  der BEWAG.

Durch das Gesamtprojekt sind nachstehende 32 Steirische Gemeinden als Standortgemeinden berührt:
Zwaring-Pöls, Werndorf, Wundschuh, Kalsdorf, Mellach, Krumegg, St. Marein bei Graz, Langegg bei Graz, Weitendorf, St. Ulrich am Waasen, Heiligenkreuz am Waasen, Empersdorf, St. Margarethen/Raab, Labuch, Hofstätten a.d. Raab, Nitscha, Sinabelkirchen, Ilztal, Oberrettenbach, Pischelsdorf, Gersdorf a.d. Feistritz, Pirching am Traubenberg, Großsteinbach, Blaindorf, Hartl, Kaindorf, Ebersdorf, Buch Geiseldorf, Hartberg Umgebung, St. Magdalena am Lemberg, Hartberg, und St. Johann i.d. Haide.

Nach Prüfung der Einreichunterlagen auf Vollständigkeit wurden in der Folge an die Antragstellerinnen 2 Verbesserungsaufträge gerichtet (16.2.04 und 1.3.04). Diese sodann verbesserten Unterlagen wurden den Standortgemeinden, mitwirkenden Behörden, Umweltbundesamt und dem Umweltanwalt zwecks Abgabe von Stellungnahmen übermittelt. Stellungnahmen abgegeben wurden in dieser Phase des Verfahrens vom BM VIT, vom UBA, vom Stmk. Umweltanwalt und 23 Steirischen Standortgemeinden. Von diesen erfolgte im Wesentlichen eine Wiederholung der Argumente und Vorbringen wie im Rahmen des vom BM für Wirtschaft und Arbeit im Jahr 2003 unter Grundlage der §§ 4 und 5 Bundes- Starkstromwegegesetz 1968, BGBl. Nr. 70/1968, durchgeführten Vorprüfungsverfahrens, welches keine Bindung für das gegenständliche UVP- Verfahren bewirkt (Bescheid BMWA vom 31. Juli 2003, GZ 556.475/78-IV/Sa/03). Allerdings war dieses Verfahrensergebnis mit seinem Trassierungsband Basis für die Projektserstellung zum gegenständlichen Vorhaben, von kleinen Abweichungen abgesehen.

Eine weitere Nachbesserung und Ergänzung der Unterlagen erfolgte in der 20. Kalenderwoche. 

Mit 14. Mai 2004 erfolgte die öffentliche Auflage des Genehmigungsantrages, der Projektsunter​lagen und der Umweltverträglichkeitserklärung per Edikt in der „Kleine Zeitung“, „Kronenzeitung“ und „Wiener Zeitung“ sowie durch Anschlag an der Amtstafel der Standortgemeinden.
Während der sechswöchigen Auflagefrist sind beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung insgesamt 1.402 Schriftsätze mit Einwendungen oder Stellungnahmen (Anregungen, Bedenken und Befürchtungen) eingelangt. Sämtliche diese Einwendungen und Stellungnahmen sowie die in der ersten Verfahrensphase vorgetragenen Stellungnahmen wurden von den beigezogenen Sachverständigen beurteilt und in den jeweiligen Fachgutachten berücksichtigt. Anzuerkennende Bürgerinitiativen haben sich 18 gebildet und nehmen diese durch ihre Sprecher am Verfahren mit Parteistellung teil. 23 der 32 Steirischen Standortgemeinden haben Einwendungen erhoben.

Die Auflage des Umweltverträglichkeitsgutachten (mindestens 4 Wochen) und die Bekanntmachung über die gegenständliche Verhandlung wurde gemäß den bezughabenden Bestimmungen (§ 13 UVP-G und § 44d AVG) veranlasst. Zusätzlich zum UV- Gutachten wurden auch sämtliche Fachgutachten den Standortgemeinden zur öffentlichen Einsicht weitergeleitet.

Mit Schriftsatz vom 23. September 2004 haben die Antragstellerinnen der Behörde mitgeteilt, dass die auf Basis der Laserscantechnik erstellten Einreichunterlagen bei 5 Parzellen die Kultur „Wald“ nicht als solche klassifiziert haben, sodass die für Rodungen bzw. Fällungen hiebsunreifer Bestände erforderlichen Flächen bei den Grundeigentümern Emil Vinzenz Frötscher sowie Rudolf und Juliane Krainz (jeweils Gemeinde  Krumegg, Einwendungen während Ediktalfrist seinerzeit erhoben), Rudolf Moik (Gemeinde Nitscha, keine Einwendungen) und Franz König (Gemeinde Sinabelkirchen, keine Einwendungen) in den Projektsunterlagen zu gering ausgewiesen wurden. 

Der erforderliche Abänderungsantrag samt korrigierter Plandarstellung wurde den genannten Grundeigentümern und beizuziehenden Stellen gesondert übermittelt und ist Verhandlungsgegenstand.

Nach Darlegung der bisherigen Verfahrensschritte legt der Verhandlungsleiter den Zweck der Verhandlung dar. Dieser besteht vor allem darin, den für die Entscheidung maßgeblichen Sachverhalt festzustellen und den Parteien Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben. Die Beweisaufnahme soll vor allem durch Erläuterung der von den bestellten Sachverständigen erstatteten und seit 23. September 2004 öffentlich aufgelegten Gutachten sowie durch allenfalls erforderliche Ergänzung derselben erfolgen. 

Der Verhandlungsleiter gibt den Personen, die nicht durch berufsmäßige Parteienvertreter vertreten sind, im Sinne des § 13a AVG die notwendigen rechtlichen Anleitungen zur Vornahme ihrer Verfahrenshandlungen. Er erklärt auch, dass bisher schriftlich erhobene Einwendungen in der Verhandlung nicht wiederholt werden müssen und weiterhin Gültigkeit haben.

Der Verhandlungsleiter macht weiters auf seine gesetzliche Aufgabe aufmerksam, für die Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Wahrung des Anstandes zu sorgen und appelliert an alle Verhandlungsteilnehmer, ihn bei Erfüllung dieser Aufgabe nach Kräften zu unterstützen.

In rechtlicher Hinsicht ergeben sich in Ergänzung zu den obigen Darlegungen noch folgende Feststellungen:

Gemäß § 16 UVP-G handelt es sich bei der heute beginnenden mündlichen Verhand​lung um eine für alle anzuwendenden Rechtsvorschriften gemeinsame mündliche Verhandlung. Insbesondere sind hierbei folgende Materienvorschriften zu erwähnen: Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz, Starkstromwegegesetz, Elektrotechnikgesetz, Wasserrechtsgesetz, Abfallwirtschaftsgesetz, Forstgesetz, Eisenbahngesetz, Straßengesetze, Luftfahrtgesetz, Stmk. Naturschutzgesetz, Stmk. Baugesetz, Stmk. Raumordnungsgesetz, ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, etc.

Zu Fragen der Parteistellung und des Verlustes der Parteistellung wird seitens des Verhandlungsleiters auf die Bestimmung des § 19 UVP-G sowie die diesbezüglich eingehenden Ausführungen in der ediktmäßig erfolgten Kundmachung verwiesen.

Festgestellt wird, dass unter dem Titel „Gemeindeinitiative“ folgende Gemeinden zusammengefasst sind:

· St. Marein bei Graz

· St. Ulrich am Waasen

· St. Margarethen an der Raab

· Nitscha

· Oberrettenbach

· Hartl

· Buch Geiseldorf

· Hartberg

· Mellach

· Heiligenkreuz am Waasen

· Sinabelkirchne

· St. Magdalena am Lemberg

· Pischelsdorf

· Großsteinbach

· Kaindorf

· St. Johann an der Haide

· Krumegg

· Empersdorf

· Hofstätten/Raab

· Ilztal

· Gersdorf an der Feistritz

· Blaindorf

· Ebersdorf

· Langegg bei Graz

In der Folge gibt der Verhandlungsleiter an Hand eines auf § 43 AVG gestützten „vorläufigen Zeitplanes“ einen Überblick über den vorgesehenen Ablauf der mündlichen Verhandlung. Dieser „Vorläufige Zeitplan“ beinhaltet im Grundsatz den Verhandlungsverlauf und bestimmt im Wesentlichen die Reihefolge, in der die Parteien und Beteiligten zu hören, die Beweise aufzunehmen und die Ergebnisse früher aufgenommener Beweise und Erhebungen vorzutragen und zu erörtern sind. Dieser vorläufige Zeitplan wurde in der Verhandlungskundmachung wiedergegeben, liegt im Verhandlungssaal auf, ist auf den Registrierungsnachweisen für jeden Verhandlungsteilnehmer abgedruckt und lautet wie folgt:

	Ab 8.00 Uhr
	Registrierung, Saaleinlass, Eintragung in Anwesenheits- und Rednerlisten

	9.30 Uhr
	Beginn der mündlichen Verhandlung

	9.30 bis 10.00 Uhr
	Begrüßung, Vorstellung der Tagesordnung und des Ablaufs der Verhandlung

	10.00 bis 10.15 Uhr 
	Projektsvorstellung 

	10.15 bis 10.30 Uhr
	Vorstellung des Umweltverträglichkeitsgutachtens

	10.30 bis 12.30 Uhr
	Allgemeine Erörterung

	12.30 bis 14.00 Uhr 
	Mittagspause

	14.00 bis 16.00 Uhr
	Bedarf, Energiewirtschaft 

	16.00 bis 18.00 Uhr 
	Elektrotechnik, Humanmedizin


Geplanter Ablauf der mündlichen Verhandlung am 19. Oktober 2004:

	Ab 8.00 Uhr
	Registrierung, Saaleinlass, Eintragung in Anwesenheits- und Rednerliste

	9.00 Uhr
	Beginn der mündlichen Verhandlung

	9.00 bis 11.00 Uhr 
	Immissionsschutz (Lärm, Luft), Humanmedizin

	11.00 bis 13.00 Uhr 
	Forst, Naturschutz, Wildbiologie

	13.00 bis 14.00 Uhr 
	Mittagspause

	14.00 bis 15.30 Uhr 
	Umweltmedizin allgemein

	15.30 bis 18.00 Uhr
	Boden, Landwirtschaft, Veterinärmedizin

	
	


Geplanter Ablauf der mündlichen Verhandlung am 20. Oktober 2004:

	Ab 8.00 Uhr
	Registrierung, Saaleinlass, Eintragung in Anwesenheits- und Rednerliste

	9.00 Uhr
	Beginn der mündlichen Verhandlung

	9.00 bis 12.30 Uhr 
	Raumordnung, Landschaft, Bauangelegenheit, Kulturgüter

	12.30 bis 14.00 Uhr 
	Mittagspause

	14.00 bis 15.30 Uhr 
	Verkehr, Luftfahrt, Abfallwirtschaft

	15.30 bis 16.30 Uhr 
	Wasser, Abwasser

	16.30 bis 18.00 Uhr
	Allfälliges, Verhandlungsende

	
	


Zum „vorläufigen Zeitplan“ wird ausdrücklich vom Verhandlungsleiter angemerkt, dass sich dieser verhandlungsbedingt, sachverständigenbedingt etc kurzfristig ändern kann und jedenfalls auch keine Aussage über die Reihenfolge von Begutachtungen etc. innerhalb der einzelnen Blöcke enthält.

Der Verhandlungsleiter stellt weiters fest, dass nach jedem erläuterten Fachgutachten die Parteien und Beteiligten sowie die Vertreter von Institutionen zu Stellungnahmen und Fragestellung zum jeweiligen Fachgutachten eingeladen werden. Dazu ist aber die vorherige Eintragung in die Rednerlisten erforderlich. Eine Eintragung wird nur denjenigen Personen gewährt, die in der seinerzeitigen 6-wöchigen Frist (17. Mai bis 28. Juni 2004) laut ediktaler Verlautbarung vom 14. Mai 2004 schriftliche Stellungnahmen an die Behörde vorgebracht haben. Der Verhandlungsleiter ersucht die Verhandlungsteilnehmer, sich bei den Wortmeldungen konkret und kurz zu fassen. 

Von der vorherigen Eintragung in die Rednerlisten wird im Punkt „Allgemeine Erörterung“ abgesehen.

Weiters weist der Verhandlungsleiter ausdrücklich darauf hin, dass Parteienäußerungen nur dann in der Verhandlungsschrift aufscheinen, wenn diese in der eingerichteten Schreibstelle direkt zu Protokoll gegeben werden. Dies gilt auch für diverse Anträge. Die Abgabe derartiger Stellungnahmen ist während der Verhandlung jederzeit möglich.

Der Verhandlungsleiter weist auf die Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des § 1 UVP-G hin und legt den Verfahrensgegenstand insoweit dar, dass nur das konkret eingereichte Projekt verhandelt wird. Zwar sind vom Antragsteller geprüfte Alternativen (z.B. Kabelverlegung), die Vor- und Nachteile des Unterbleibens des Vorhabens und geprüfte Trassenvarianten darzulegen, Verfahrensgegenstand bleibt aber das zur Bewilligung eingereichte Projekt. In gleicher Weise ist die Frage der Grundinanspruchnahme mit Entschädigungsfestsetzungen innerhalb des sogenannten Dienstbarkeitsstreifens nicht im Rahmen des UVP-Verfahrens zu klären. Diesbezüglich werden bei Bedarf gesonderte Verfahren von der Elektrizitätsbehörde durchgeführt werden.

Sodann erteilt der Verhandlungsleiter den Vertretern der Verbund Austrian Power Grid AG sowie der STEWEAG-STEG GmbH das Wort zur P r o j e k t s e r l ä u t e r u n g.

Im Anschluss wird das U m w e l t v e r t r ä g l i c h k e i t s g u t a c h t e n vom Gesamtgutachter Dipl.-Ing. Paul Saler vorgetragen. 

Nachdem vom Verhandlungsleiter darauf aufmerksam gemacht wurde, dass das Filmen sowohl durch Private als auch durch öffentliche Medienvertreter (ORF) unmittelbar nach der Projektsvorstellung – wie mit dem ORF vereinbart – einzustellen ist, jedoch die Medienvertreter des ORF auch nach der Projektsvorstellung weiterhin mit der Filmkamera Filmaufnahmen machen, wodurch der ordnungsgemäße Ablauf der mündlichen Verhandlung gestört wird, werden die betreffenden Medienvertreter aufgefordert, das Filmen einzustellen und – nach dem das Filmen nicht eingestellt wurde – wurden diese im Auftrag des Verhandlungsleiters durch den Sicherheitsdienst des Verhandlungssaales verwiesen. 

A l l g e m e i n e  E r ö r t e r u n g:

Es wird Gelegenheit geboten, allgemeine Fragen und Stellungnahmen abzugeben, ohne auf die fachspezifischen Details, welche erst zeitplangemäß im Anschluss erfolgen soll, einzugehen. 

Dr. Wolfgang Stock, Bürgerinitiative Mellach:

Unverständlich ist, dass trotz negativer Teilgutachten im Bereich Landschaftsbild ein positives Gesamtgutachten erstellt werden konnte. Als grober Verfahrensfehler wird angesehen, dass die Teilgutachten kurz nach Ablauf der Einwendungsfrist schon vorlagen, weshalb offenbar eine ausreichende Befassung der Gutachter mit den Einwendungen nicht möglich war. Beantragt wird, die Teilgutachten deshalb zu ergänzen und sodann ein neuerliches Gesamtgutachten einzuholen. 

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 1 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Baumhackl und Glettler, Bürgermeister von Empersdorf und St. Margarethen an der Raab:

Anhand einer Power Point Präsentation erläuten die beiden Bürgermeister ihre Bedenken gegen die Verfahrensabläufe und das zur Genehmigung beantragte Vorhaben. Insbesondere wird die mediale Präsenz, bloß der positiven Seiten des Vorhabens, kritisiert. Durch Zeitungsmeldungen ist für die Bürgermeister der Nachweis erbracht, dass die Bundes- und Landespolitik massiv Einfluss auf den positiven Ausgang des Verfahrens nimmt. Gerügt wird, dass jahrelang Widerstand gegen das Projekt erfolgreich war, jetzt aber in kürzester Zeit eine UVP durchgepeitscht werden soll. Die Qualität der Teilgutachten und des Gesamtgutachtens ist daher nieder und die Auswirkungen auf die Umwelt werden verharmlost, die Gutachten sind einseitig und tendenziös, mit einer Ausnahme. Die Bürgermeister glauben, dass das Verhalten der Gutachter in diesem Verfahren höchst fahrlässig ist und in einigen Bereichen an Vorsatz grenzt, da sie ihre Sorgfaltspflicht und Verantwortung verletzen. 

Verwiesen wird, auf den schriftlich gestellten und im Akt erliegenden Antrag auf Vertagung.

Beantragt wird, das Verfahren abzubrechen bzw. die Genehmigung für das Vorhaben zu versagen. 

Der Verhandlungsleiter gibt bekannt, dass den formellen Anträgen auf Vertagung bzw. auf Verfahrensabbruch keine Folge gegeben wird. 

Ing. Heinz Christian Brünner, Vertreter einer Bürgerinitiative Krumegg:

Beantragt wird, die Medienvertreter wieder zuzulassen. 

Gerügt wird als unzulässig, dass die mündliche Verhandlung 4 Tage vor Ablauf der Auflagefrist für das UVGA bereits statttfindet. Es wird der Antrag gestellt, die Verhandlung aufgrund von Befangenheit abzubrechen, da das Land Steiermark über die ESTAG am Vorhaben beteiligt ist und gleichzeitig durch die Fachabteilung 13A als Genehmigungsbehörde auftritt (Interessenskonflikt). Im hydrogeologischen Gutachten ist über weite Strecken wörtlich aus der UVE abgeschrieben worden. Daher wird Antrag gestellt, ein neues hydrogeologisches Gutachten zu erstellen und das Verfahren abzubrechen. Es wird gerügt, dass einerseits 26 Teilgutachten eingeholt wurden, das Gesamtgutachten jedoch nur von 3 Gutachtern unterfertigt wurden. Weiters wird gerügt, dass die Einwendungen der Bürgerinitiativen und sonstigen Parteien in den Teilgutachten und auch im Gesamtgutachten nicht gewürdigt wurden. Es wird der Antrag gestellt, dass die Gutachter mit den offenen Fragen aus sämtlichen Einwendungen befasst werden. Es wird vorgeworfen, dass die Parteienrechte missachtet wurden, die Einwendungen in den Gutachten nicht behandelt wurden. Weiters wird vorgebracht, dass eine volkswirtschaftliche Bewertung sämtlicher Varianten erfolgen muss und wird der Antrag gestellt, eine solche Bewertung durchzuführen. 

Der Verhandlungsleiter gibt dem Antrag auf Zulassung des Filmens durch Medienvertreter keine Folge.

Dr. Petra Ernst-Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen:

Es wird nochmals gegen den Ausschluss des ORF von der Verhandlung protestiert.

Als Mangel wird gerügt, dass keine Bewertungsmatrix aufliegt. Weiters wird festgestellt, dass aufgrund der vorliegenden Fristen keine Möglichkeit der Fachgutachter gegeben war, die Einwendungen zu berücksichtigen. Der Umstand, dass die Einzelgutachten im Gesamtgutachten nicht zitiert wurden, wäre als Mangel anzusehen.

Es wird gerügt, dass das Teilgutachten Dipl.-Ing. Kolb im Gesamtgutachten nicht ausreichend berücksichtigt worden wäre. Es wird vorgeworfen, dass das gegenständliche Vorhaben als Einzelvorhaben beurteilt wurde, obwohl bereits mehrere Teilstücke in anderen Bundesländern gesondert behandelt werden. Es wird der Antrag auf Verfahrensunterbrechung bis zur Beseitigung sämtlicher Kritikpunkte gestellt. 

Univ. Prof. MMag. Dr. Gerd Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen:

Es wird nochmals gegen den Ausschluss des ORF von der Verhandlung protestiert.

Bemängelt wird, dass die Teilgutachten und das UVGA nicht ausreichend auf aufgeworfene Fragen eingegangen ist. Die Gutachten präsentieren sich als Gefälligkeitsgutachten für die Antragstellerin. 

Dipl.-Ing. Richard Hubmann, Bürgerinitiative Sinabelkirchen/Nitscha:

Es wird nochmals gegen den Ausschluss des ORF von der Verhandlung protestiert.

Gerügt wird, dass aufgrund der vorliegenden Fristen keine Möglichkeit der Fachgutachter gegeben war, die Einwendungen zu berücksichtigen. Beantragt wird, das Umweltverträglichkeitsgutachten insoweit zu ergänzen, als fachlich fundiert auf die Stellungnahme der Bürgerinitiative Sinabelkirchen/Nitscha einzugehen ist. 

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 9, 30 und 36 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Frau Elfriede Hierzer, Bürgerinitiative St. Margarethen an der Raab:

Wir sind gegen das Projekt und werden unsere Einwendungen am Ende der Verhandlung deponieren. Die Wirtschaftlichkeit ist kein Kriterium, das in der UVP nach europäischer Rechtslage Berücksichtigung finden darf.

Die Fachgutachten entsprechen nicht dem gesetzlich geforderten Auftrag auf Verständlichkeit. Gerügt wird, dass trotz negativen Teilgutachten des Dipl.-Ing. Kolb ein positives Gesamtgutachten erstellt wurde. Die Hornbacher Studie widerlegt, dass die 380 kV-Leitung zur Stromversorgung unbedingt erforderlich ist.

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 33 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Hofrat Dr. Alois Oswald, Umweltanwalt:

Dem Verhandlungsleiter werden 2 Gutachten, im Auftrage der Steiermärkischen Umweltanwaltschaft erstellt, übergeben:

· Technischer Bericht des Prof. Woschitz der TU Graz, Institut für Hochspannungstechnik und Systemmanagement vom 27. August 2004 

· Stellungnahme zum Umweltverträglichkeitsgutachten zur UVE Steiermarkleitung Fachbereich F – Raumordnung, Fachbereich K – Biotope und Ökosysteme, Fachbereich L – Forstwirtschaft im Auftrag der Steirischen Umweltanwaltschaft vom Oktober 2004 des o.Univ. Prof Dipl.-Ing. Hermann Schacht, Univ.Ass. Dipl.-Ing. Dr. Arne Arnberger und Univ.Ass. Dipl.-Ing. Dr. Christiane Brandenburg, alle Universität für Bodenkultur in Wien

Beantragt wird, die Verhandlung zu vertagen, da die Teilgutachten und somit logischer Weise auch das Gesamtgutachten unvollständig sind, zumal ein Gutachten existieren soll von einem Dr. Ranner, welches im Verfahren nicht bekannt ist.

Die beantragte Leitung ist eindeutig nicht umweltverträglich.

Dr. Liliane Pistotnig, Büro des Umweltanwaltes:

Festzuhalten ist, dass der Umweltanwalt Legalpartei ist und somit seine Parteistellung auch nicht hinsichtlich jener Punkte verlieren kann, hinsichtlich jener er keine Einwende erhoben hat. 

Zum Vertragungsantrag wird festgehalten, dass gemäß § 37 AVG klar zum Ausdruck kommt, dass das Gesamtgutachten so zeitgerecht aufzulegen ist, damit im Rahmen der mündlichen Verhandlung in Wahrung des Parteiengehörs die Parteien sich rechtzeitig und ausreichend auf das UVGA vorbereiten können. Da die Frist zur Auflage des Gutachtens im Zeitpunkt des Beginnes der mündlichen Verhandlung noch nicht abgelaufen ist, bildet dies einen Verfahrensmangel. 

Aus der historischen Interpretation des UVP-G geht hervor, dass zuerst über die UVP im engeren Sinn abzusprechen ist und nach positiven Abschluss der UVP der nächste Schritt, nämlich die mündliche Verhandlung nach den Materiengesetzen abzuführen, einzuleiten ist. 

Die Projektsunterlagen sind nach wie vor unvollständig (fehlende Angaben über Zufahrtswege im Bau der Leitung, fehlende ökologische Begleitplanung, fehlende Ausgleichs- und Kompensationsrechnung, fehlende Untersuchung über die maximale Belastbarkeit von schon vorbelasteten Räumen, fehlende Visualisierung wie Fotomontage, fehlende Auswirkungsanalyse hinsichtlich Tourismus, fehlende Analyse von Biotopen, insbesondere im Hinblick auf die Anhang 1 geschützte Art „Gelbbauchunke“).

Beantragt wird, die Einholung eines neuerlichen Gesamtgutachtens, da die Gesamtgutachter nicht die erforderliche fachliche Kompetenz auf allen erforderlichen Fachgebieten besitzen. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass das Gesamtgutachten mit sinnveränderten Worten auf Teilgutachten eingeht. 

Dipl.-Ing. Ulf Steuber, Büro des Umweltanwaltes:

Es sollten alle Teilgutachter gemeinsam das Gesamtgutachten abgeben und unterschreiben, da keiner als Gesamtgutachter allein das erforderliche umfassende Fachwissen hat. Beispielsweise wird auf Fachgutachten verwiesen, um die Unvollständigkeit der Gutachten zu untermauern (die Auflage des Wildbiologen auf Sichtbarmachung durch orange-rote Kugeln war dem Sachverständigen für Landschaftsbild offenbar nicht bekannt). 

Die Behörde wird aufgefordert, vor Bescheiderlassung zu prüfen, inwieweit die Verwirklichung der Ausgleichsmaßnahmen, etwa durch zivilrechtliche Verträge, rechtlich abgesichert ist.

Der Verhandlungsleiter noch einmal bekannt, dass er den Vertagungsanträgen keine Folge gibt.

Der Verhandlungsleiter nimmt die beiden vom Umweltanwalt übergebenen Gutachten zum Akt. 

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 44 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Rechtsanwalt Dr. Neger, Gemeinde Werndorf:

Ich schließe mich ausdrücklich allen Anträgen an, die bisher von meinen Vorrednern eingebracht wurden.

Ich beantrage die Vertagung und die Erstellung eines neuen Umweltverträglichkeitsgutachtens, zumal das Gesamtgutachten jeglichen Regelwerken zu seiner Erstellung widerspricht. Daher wird die Unterbrechung des Verfahrens beantragt.

In eventu wird der Antrag gestellt, festzustellen, ob alle Teilgutachter das Gesamtgutachten mittragen müssen, sollte dies nicht der Fall sein, beantrage ich das Gesamtgutachten entsprechend den Regelwerken verbessern zu lassen und bis dahin das Verfahren zu unterbrechen.

Mag. Hemma Opis-Pieber, Diözese Graz-Seckau:

Das Projekt missachtet die ethischen Werte. Die soziale Komponente des Vorhabens ist nicht beachtet. Ethisches Handeln ist immer verantwortungsvolles Handeln. 

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 12 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Arnus Josef, Amtsleiter von Empersdorf:

Sämtliche Anträge der Bürgerinitiativen und Gemeinden, die bisher gestellt wurden, werden auch namens der Gemeinde Empersdorf gestellt. Da ich auch persönlich betroffen bin, schließe ich mich auch persönlich sämtlichen Anträgen und Kritikpunkten, die bisher vorgebracht wurden, an. 

Beantragt wird, von jedem Tag der Verhandlung eine eigene Verhandlungsschrift auszudrucken und zu übergeben. 

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 13 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Johann Meister, Vizebürgermeister von Pischelsdorf:
Der Bedarf für die Leitung ist nicht gegeben. Die Variante Erdkabel ist ernsthaft im Sinne einer UVP-Prüfung zu untersuchen. 

Nach allgemeiner Erörterung wird zu den einzelnen Fachbereichen ausgeführt wie folgt:

Themenbereich – Bedarf/Energiewirtschaft:

Dr. Kapetanovic, e-Control erläutert sein Teilgutachten.

Stellungnahmen der in die Rednerliste eingetragenen Personen:

Alfred Kogler für seinen Vater Josef Kogler, St. Margarethen an der Raab:

Es erhebt sich die Frage, ob der Bedarf zur Stromdeckung in Italien mit den Anforderungen der Verträglichkeit in der Umwelt zusammenpasst.

Dr. Kapetanovic beantwortet dies mit dem Hinweis auf den Nord-Süd-Engpass in der österreichischen Stromversorgung.

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Dipl.-Ing. Augustin Erhart für Dipl.-Ing. Johann Mayer, St. Margarethen an der Raab:

In Frage gestellt wird, ob eine Leitung für den Stromtransit nach Italien die Errichtung nach dem UVP-G rechtfertigt. 

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Dr. Hornbacher, fachkundiger Beistand der Bürgerinitiativen und Gemeinden:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Dipl.-Ing. Gerhard Kristiner, Verbund APG:

Wir sind aufgrund des gesetzlich geforderten Unbundling als Netzbetreiber nicht in der Lage, auf Alternativenergieerzeugung Einfluss zu nehmen. 

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Dipl.-Ing. Dr. Strempfl, STEWEAG-STEG:

Wir haben die gesetzliche Verpflichtung als Netzbetreiber Kunden mit Strom zu beliefern und ist hiefür das eingereichte Projekt notwendig.

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Vizebürgermeister Meister, Gemeinde Pischelsdorf:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Frau Elfriede Hierzer, Bürgerinitiative St. Margarethen an der Raab:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Walter Promitzer, Bürgerinitiative St. Margarethen an der Raab:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Bernd Prem, Gersdorf:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

DDI Dr. Helmut Hoffmann (sen.), Gemeindeplattform:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Bürgermeister Müller, St. Johann an der Haide:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Dipl.-Ing. Markus Hoffmann (jun.), Gemeindeplattform:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Amtsleiter Arnus, Empersdorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 13 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Frau Karin Lengger, Heiligenkreuz/Waasen:
Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Im Hinblick auf die Einhaltung des n-1-Kriteriums und der behaupteten Missachtung dieses Kriteriums bei der gegenständlichen Leitung in der Stellungnahme des Umweltanwaltes wird dies von Dipl.-Ing. Wanz und Dr. Strempfl beantwortet.

Mag. Ingrid Stock-Lichtenschopf, Mellach:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Bürgermeister Josef Schöngrundner, Ilztal:

Seitens des Bürgermeisters wird vorgebracht, dass es fragwürdig ist, ob alle Gutachten ordnungsgemäß erstellt wurden.

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Ing. Hannes Tripp, Mellach:

Stellt seine Redezeit Herrn Dr. Hornbacher zur Verfügung.

Herr Dr. Hornbacher, fachkundiger Beistand der Bürgerinitiativen und Gemeinden:
Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Mag. Anton Hermann für Frau Eva Wagner, St. Ulrich am Waasen:

Dr. Hermann wirft Gutachter Dr. Kapetanovic Befangenheit aufgrund seiner Tätigkeit bei der E-Control vor. 

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 43 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Herr Johannes Kober, Schachen 13, Pischelsdorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 31 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Mag. Karin Erhart-Auner, Bürgerinitiative St. Margarethen an der Raab:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Dipl.-Ing. Gottfried Weißmann für Frau Mag. Sonja Tautscher, Sinabelkirchen:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Markus Meister für Gertrude und Michaela Hausschmidt, St. Margarethen:

Ersucht wird, den volkswirtschaftlichen Nutzen des Vorhabens zu erörtern. Zur Kenntnis genommen wird, dass dies nicht Gegenstand des Verfahrens ist.

Herr Dipl.-Ing. Richard Hubmann, Sinabelkirchen:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Ludwig Lang, Großpesendorf:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Ing. Brünner, Bürgerinitiative Krumegg:

Die Stellungnahme wird als Beilage 8 und 37 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Festgestellt wird vom Verhandlungsleiter, dass aufgrund der Vielzahl der in der Rednerliste eingetragenen Redner das Thema „Bedarf und Energiewirtschaft“ nicht zeitgerecht abgeschlossen werden kann. Es wird daher bekannt gegeben, dass der nächste Themenblock nicht wie geplant um 16:00 Uhr beginnen kann, sondern nach Abschluss des ersten Themenblockes eröffnet werden wird. 

Nach Abschluss des Themenblocks um 17:50 Uhr wird die Verhandlung für 20 Minuten unterbrochen. Fortsetzung der Verhandlung um 18:10 Uhr mit dem Themenblock Elektrotechnik, Humanmedizin:

Themenbereich – Elektrotechnik/Humanmedizin:

Dipl.-Ing. Josef Krenn, ASV für Elektrotechnik, erläutert sein Gutachten. 

Prof. Dr. Neuberger und Dr. Reinhard Guschlbauer, SV und ASV für Humanmedizin, erläutern ihr Gutachten.

Stellungnahmen der in die Rednerliste eingetragenen Personen:

Dipl.-Ing. Augustin Erhart auch für Frau Elfriede Hierzer, Bürgerinitiative St. Margarethen an der Raab:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Herr Ing. Heinz Christian Brünner, St. Marein bei Graz:

Beantragt wird, die Antworten des elektrotechnischen und der umweltmedizinischen (Amts)sachverständigen auf meine Fragen in die Verhandlungsschrift aufzunehmen. 

Die weitere Stellungnahme wird als Beilage 8 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Herr Amtsleiter Josef Arnus, Gemeinde Empersdorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 13 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Prof. Dr.med. Rainer Frentzel-Beyme, Bremen als Sprecher für die Gemeinden und die Bürgerinitiativen:

Vorgetragen wird von Prof. Dr.med. Rainer Frentzel-Beyme sein Gutachten, und wird eine schriftliche Ausfertigung seines Gutachtens der Behörde nachgereicht werden.


Frau Dr. Petra Ernst-Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen:

Beantragt wird, dass der elektrotechnische ASV sich noch einmal mit den Einwendungen der BI vom 28. Juni 2004 auseinandersetzt und sein Gutachten ergänzt.

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Dipl.-Ing. Andreas Ankowitsch für RA Dr. Dieter Neger, Graz:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Mag. Karin Erhart-Auner, BI St. Margarethen an der Raab:

Nach allgemeiner Erörterung wurde darauf verzichtet, eine Stellungnahme zu Protokoll zu geben.

Weitere in die Rednerliste eingetragene Personen haben auf die Abgabe einer Stellungnahme verzichtet.

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme geboten. 

Weitere Stellungnahmen:

Stellungnahme des Umweltanwaltes:

Die Stellungnahme wird als Beilage 10 und 26 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Ewald Widkowski, 8323 St. Marein bei Graz:

Die Stellungnahme wird als Beilage 3 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme des Bürgermeisters Hermann Grassl, Gemeinde Hartl:

Die Stellungnahme wird als Beilage 4 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme des Bürgermeisters Walter Bruchmann, Marktgemeinde Kaindorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 5 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme des Bürgermeisters Anton Eicher, Marktgemeinde St. Marein bei Graz:

Die Stellungnahme wird als Beilage 7 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme des Bürgermeisters Josef Hierzer, Gemeinde Krumegg:

Die Stellungnahme wird als Beilage 11 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Frau Bürgermeister Hermine TAUCHER, Gemeinde Hofstätten an der Raab:

Die Stellungnahme wird als Beilage 14 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Hermann und Marianne Perl, Gleisdorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 15 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Bürgermeister Rupert Pötz, Gemeinde Blaindorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 16 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Bürgermeister Marterer, Marktgemeinde Pischelsdorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 17 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme der Gemeinde Empersdorf:

Die Stellungnahme wird als Beilage 18, 27, 28 und 29 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Familie Panik, Pfeifer und Neuhold:

Die Stellungnahme wird als Beilage 19 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Bürgermeister Gschiel, Gemeinde St. Magdalena am Lemberg:
Die Stellungnahme wird als Beilage 32 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme der Vertreter der Bürgerinitiative Empersdorf:
Die Stellungnahme wird als Beilage 34 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Mag. Anton Kermann als Vertreter von Frau Karin Wagner:

Die Stellungnahme wird als Beilage 35 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Dr. Onz als Vertreter der Antragsteller:

Die Stellungnahme wird als Beilage 38 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Vizebürgermeister Franz Zengerer der Gemeinde Großsteinbach:
Die Stellungnahme wird als Beilage 39 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Frau Genoveva Reibenschuh vertreten durch Ing. Heinz Christian Brünner:

Die Stellungnahme wird als Beilage 40 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Frau Gertrud Auner vertreten durch Heribert Auner:

Die Stellungnahme wird als Beilage 41 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Stellungnahme von Heribert Auner:

Die Stellungnahme wird als Beilage 42 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Von den beigezogenen Sachverständigen werden ihre Gutachten (gegebenenfalls) wie folgt ergänzt:

Gemeinsame Stellungnahme des abfalltechnischen, hydrogeologischen und wasserbautechnischen Sachverständigen:

Zu den Auflagenvorschlägen wird festgestellt, dass im Gesamtgutachten unter 6.10./10.1 Auflagenvorschlag Abfalltechnik 100 kg Ölbindemittel in jedem der fünf Baulager gefordert wird. In den Auflagenvorschlägen 6.13./13.1.7. und 6.13./13.2.9. sowie 6.15./15.11. gibt es in Bezug auf die gelagerte Menge an Ölbindemittel sowie an den Lagerort abweichende Angaben. 

Unter Abstimmung der genannten Sachverständigen werden die unterschiedlichen Angaben bezüglich der zu bereithaltenden Menge an Ölbindemittel auf 100 kg geändert. Als Lagerort ist in den oben genannten Auflagenvorschlägen jeder der fünf Baulager anzusehen.

Die entsprechenden Angaben in den Auflagenvorschlägen 6.13./13.1.7. und 6.13./13.2.9. sowie 6.15./15.11. sind entsprechend abzuändern bzw. zu ergänzen. 

Dipl.-Ing. Reiter-Puntinger, Mag. Rauch, Dipl.-Ing. Meidl

Stellungnahme des elektrotechnischen Amtssachverständigen Dipl.-Ing. Josef Krenn zu den Fragen des Ing. Heinz Christian Brünner:

Zur Frage von Ing. Brünner, welchen Schaden ein herunterfallendes Leiterseil bei Mensch oder Weide​vieh anstellen könne, wird wie folgt geantwortet:

Die 380 kV-Leitung inklusive der mitgeführten 110 kV-Leitung wird in ihrer gesamten Länge in erhöhter Sicherheit ausgeführt, d.h., dass jedes Leiterseil mit zwei Isolatoren am Mastträger befestigt wird. Durch diese Doppelkette ist eine sehr hohe Sicherheit gegen Herunterfallen gegeben. Sollte es zum Bruch eines Isolators kommen, so ist der zweite Isolator in der Lage den Leiterzug aufzunehmen. 

Sollte auch der zweite Isolator brechen, d.h. sollte dieser äußerst unwahrscheinliche Fall jedoch eintreten, so muss man zwei Fälle unterscheiden:

· Fällt das Seil direkt auf einen Menschen oder ein Weidetier (z.B. Kuh), ist es durchaus möglich, dass der Mensch bzw. das Tier schwer verletzt oder getötet wird. Bei einem Herunterfallen des Seiles direkt auf einen Menschen oder ein Tier ist es egal, ob das Seil unter Spannung steht oder nicht, da durch die mechanische Energie des Herabfallens eine Verletzung ausgelöst wird. 

· Fällt das Seil in der Nähe eines Menschen oder eines Weidetieres auf den Boden, wird in der Regel nichts passieren, da durch den entstehenden Erdschluss die Schutzeinrichtung der Leitung anspricht und binnen 100 Millisekunden die Leitung abschaltet. 

Nach Aussage des Vertreters der Verbund-APG ist in der bisherigen 30-jährigen Betriebszeit auf 1.100 km Leitungslänge von Höchstspannungsleitungen (220 kV und 380 kV) jedoch noch kein  Fall eines Isolatorbruches mit Herunterfallen des Seiles aufgetreten. 

(Dipl.-Ing. Josef Krenn)

Ergänzende Stellungnahme des humanmedizinischen Sachverständigen Prof. Neuberger:

Das medizinische Gutachten kann nur die bestehende Nutzung „Wohnen“ gesondert beurteilen. Eine medizinische Beurteilung der Wohnwidmung ist nicht möglich. Daher konnte nur der Status quo zum Zeitpunkt der Gutachtenserstellung berücksichtigt werden. Dies betrifft das Vorbringen der Gemeinde Werndorf.

(Prof. Neuberger)

Die Verhandlung wird am 18. Oktober 2004 um 13:15 Uhr bis 14:00 Uhr und sodann um 21:05 Uhr unterbrochen und die Fortsetzung für Dienstag, 19. Oktober 2004, Beginn: 9:00 Uhr, verkündet. 

Der Verhandlungsleiter eröffnet am Dienstag, 19. Oktober 2004 um 9.00 Uhr die Verhandlung, trägt die bisherigen Verhandlungsergebnisse vor und knüpft daran die Fortsetzung der Verhandlung.

Sodann wird folgende Stellungnahme abgegeben:

Stellungnahme von Ing.Brünner für die Bürgerinitiative Krumegg:

Ergänzend zur allgemeinen Erörterung stelle ich wegen Unvereinbarkeit folgenden Antrag:

Nach der Verweisung des ORF-Kamerateams durch den Verhandlungsleiter Dr.Michael Wiespeiner stelle ich daher den Antrag auf Wiederzulassung der bild- und tongebenden Medien, da es sich bei der gegenständlichen mündlichen Verhandlung laut Edikt und Zeitungsinterview des Verhandlungsleiters um eine öffentliche Verhandlung handelt, die nicht nur den Parteien gem. § 19 UVP-G 2000 zugänglich ist, handelt. 

Die Behörde solle aufgrund § 7 AVG das Verfahren wegen Befangenheit abtreten. Die detaillierten Ausführungen dazu sind in unserer schriftlichen Stellungnahme enthalten. 

Zum Einwand der BI Krumegg, dass unsere Einwände nicht ausreichend oder gar nicht von den Sachverständigen bearbeitet wurden (z.B. Einwand betreffend Ethik und enorme Grundentwertungen im Gemeindegebiet) halte ich fest, dass das eine grobe Missachtung unserer Parteienstellung darstellt. 

Wir Steirerinnen und Steirer installieren in unserem grünen Wohnzimmer unter Putz! 

Denn es würde niemand von uns auf die Idee kommen, in seinem Wohnzimmer Elektroinstallationsleitungen auf Putz zu verlegen. 

(Ing.Heinz-Christian Brünner)

Der Verhandlungsleiter gibt bekannt, dass den Anträgen des Ing. Brünner keine Folge gegeben wird. 

Ergänzende  Stellungnahme von Ing.Brünner für die BI Krumegg:

Ergänzung zur allgemeinen Erörterung:

Ich halte fest, dass ich aus Gründen der Verfahrensökonomie meine Einwände immer einerseits als Vertreter der BI Krumegg und andererseits für Ing.Heinz-Christian Brünner und meine Ehefrau Anita, die mich bevollmächtigt hat, als Parteien gem. § 19 UVP-G 2000 einbringe.

Ich weise ausdrücklich nochmals darauf hin, dass uns eine ordnungsgemäße Vorbereitung, gemessen am enormen Umfang des gegenständlichen Projektes und vor allem in Anbetracht des enormen Umfangs des UVG und der Teilgutachten nicht möglich war.

§ 41 Abs.2 AVG legt fest, dass die Verhandlung so anzuberaumen ist, dass die Teilnehmer rechtzeitig und vorbereitet erscheinen können. Da das UVP-G 2000 die Auflagefrist mit mindestens vier Wochen definiert, ist unserer Ansicht nach diese Auflagefrist auch als Vorbereitungszeit der betroffenen Öffentlichkeit zu werten. 

Ich verweise daher nochmals auf unsere schriftlichen Anträge vom 12.10.2004 und bekräftige sie.

Um aber unsere Parteienstellung zu wahren bringe ich daher in der mündlichen Verhandlung jene Einwände vor, die wir bis zur gegenständlichen Verhandlung ausarbeiten konnten, und behalten uns das Recht vor, jene Einwände, die wir bis zum Ende der Auflagefrist bearbeiten hätten können, zu einem späteren Zeitpunkt fristgerecht einzubringen.

Frage an den Herrn Verhandlungsleiter: „Müssen wir unsere Einwände und Stellungnahmen, damit sie Rechtsgültigkeit erlangen, mündlich vortragen, oder können wir diese auch schriftlich im Zuge dieser mündlichen Verhandlung deponieren?“

Unsere Einwände werden auch auf 36 Seiten mit acht Beilagen zusammengefasst, und aus Gründen der Zeitökonomie trage ich daher nur wesentlich erscheinende Einwände und Fragen sowie unsere Anträge mündlich vor, und verweise im übrigen auf die im Rahmen dieser mündlichen Verhandlung eingebrachte schriftliche Fassung und deren Ergänzungen. 

Ergänzung zum Fachbereich Humanmedizin:

Zu meiner Frage an den elektrotechnischen ASV im Zusammenhang mit dem Isolatorbruch: „Was bedeutet ein Isolatorbruch für die Menschen und Tiere, wenn sie sich zum Zeitpunkt des Bruches in der Nähe der Bruchstelle aufhalten?“  stelle ich den Antrag, die Anwort des ASV zu protokollieren. 

(Ing.Heinz-Christian Brünner)

Der Verhandlungsleiter gibt bekannt, dass zur Rechtsgültigkeit von schriftlich vorgelegten Einwänden es genügt, wenn in den mündlich zu Protokoll gegebenen Stellungnahmen auf die schriftliche Fassung als Beilage verwiesen wird. Dem Antrag auf Protokollierung der Antwort des elektrotechnischen ASV wird Rechnung getragen werden.

Sodann wird die Verhandlung mit folgenden Themen fortgesetzt:

Themenbereich – Immissionsschutz (Lärm, Luft), Humanmedizin:

Dipl.-Ing. Franz Reichl, ASV für Schalltechnik, erläutert sein Gutachten. 

Dr. Thomas Pongratz, ASV für Luftreinhaltetechnik erläutert sein Gutachten.

Prof. Dr. Neuberger und Dr. Reinhard Guschlbauer, SV und ASV für Humanmedizin, erläutern ihr Gutachten.

Folgende in die Rednerliste eingetragene Personen erstatten ein mündliches Vorbringen:

a) Zum Thema Schalltechnik:


Frau Elfriede Hierzer, Bürgerinitiative St. Margarethen an der Raab:
Herr Bürgermeister Josef Schöngrundner, Ilztal:

Die Frage betrifft nicht den Themenblock und wird Herr Bgm. Schöngrundner mit seiner Frage auf den Nachmittag zum do. Themenblock Humanmedizin – Allgemein verwiesen. 


Frau Mag. Sonja Tautscher, BI Sinabelkirchen:

 Frau Tautscher beantragt die Erstellung eines neuen lärmtechnischen Gutachtens, in dem alle Einwendungen genau behandelt werden.

Festgestellt wird vom Verhandlungsleiter, dass aufgrund der Vielzahl der in der Rednerliste eingetragenen Redner das Thema „Forst, Naturschutz und Wildbiologie“ nicht zeitgerecht abgeschlossen werden kann. Es wird daher bekannt gegeben, dass der nächste Themenblock nicht wie geplant um 11:00 Uhr beginnen kann, sondern nach Abschluss des ersten Themenblockes eröffnet werden wird. 


Frau Dr. Petra Ernst-Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen:


Beantragt wird ein ergänzendes  Gutachten von Herrn Prof. Neuberger zu den Einwendungen.


Frau Karin Wagner, St. Ulrich am Waasen:

Herr Dipl.-Ing. Andreas Ankowitsch (Raumplanung), Gemeinde Werndorf:

Univ. Prof. MMag. Dr. Gerd Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen:

Herr Hannes Tripp, Mellach:

Herr Dipl.-Ing. Ulf Steuber, Landesumweltanwaltschaft:

Herr Wolff Kieberl, Empersdorf:

Herr Peter Salmhofer, Bürgerinitiative Pischelsdorf, Gersdorf und Ober​rettenbach:

Frau Mag. Karin Erhart-Auner, St. Margarethen an der Raab:

Prof. Dr.med. Rainer Frentzel-Beyme, Bremen als Sprecher für die Gemeinden und die Bürgerinitiativen:


b) Zum Thema Luft/Klima:

Amtssekretär Josef Arnus, Heiligenkreuz:

Frau Bürgermeister Hermine Taucher, Gleisdorf:

Herr Bürgermeister Josef Schöngrundner, Ilztal:

Herr Bürgermeister Erwin Marterer, Pischelsdorf:

Herr Hannes Tripp, Mellach:

Frau Dr. Petra Ernst-Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen:

Herr Johann Rechberger, Ebersdorf:

Herr Bürgermeister Gerald Maier, Ebersdorf:

Herr Johannes Kober, Pischelsdorf:

Univ. Prof. MMag. DR. Gerd Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen:


Herr Mag. Otto Köhlmeier, St. Marein bei Graz:

Herr Wolff Kieberl, Empersdorf:

Herr Bürgermeister Peter Schiefer, Nitscha:

Herr Karl Blaß, St. Margarethen an der Raab:

Frau Mag. Karin Erhart-Auner, St. Margarethen an der Raab:

Herr Franz Schider, Bürgerinitiative Buch:

Herr Peter Salmhofer, Oberrettenbach:

Herr Dipl.-Ing. Karl Huber, Blaindorf:

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme geboten. 

Nach Abschluss des Themenblocks um 12:25 Uhr wird die Verhandlung mit dem Themenblock Forst, Naturschutz und Wildbiologie fortgesetzt.

Themenbereich – Forst, Naturschutz und Wildbiologie:
Dipl.-Ing. Wolfgang Wögerer, ASV für Forst, erläutert sein Gutachten.

Dipl.-Ing. Karl Fasching, ASV für Naturschutz, erläutert sein Gutachten.

Dipl.-Ing. Gottfried Stadlmann, ASV für Wildbiologie, erläutert sein Gutachten.

Folgende in die Rednerliste eingetragene Personen erstatten ein mündliches Vorbringen:

· Frau Elfriede Hierzer, Bürgerinitiative St. Margarethen

Beantragt wird, auf sämtliche Einwände der Bürger, Gemeinden und Bürger​initiativen durch Ergänzungen der Gutachten zu reagieren und die ergänzten Gutachten neuerlich zur Stellungnahme zu übermitteln. Beantragt wird, die Gebiete im Raabtal und im Goggitschbachtal in die naturkundliche Unter​suchung und weiters in das naturfachliche Teilgutachten einzubeziehen und somit das Verfahren zu ergänzen.


· Herr Hannes Tripp, Mellach

· Frau Dr. Petra Ernst-Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen

· Herr Bgm. Peter Schiefer, Nitscha

· Frau Karin Wagner, St. Ulrich am Waasen


· Herr Ing. Heinz Christian Brünner, Bürgerinitiative Krumegg
Beantragt wird, dass  der Antrag der Konsenswerberin gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G abgewiesen wird, da schwerwiegende Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die nicht auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.


· Herr Alois Wagner, Bürgerinitiative St. Marein bei Graz 
Beantragt wird, wie in der Stellungnahme Beilage 85 ausgeführt.


· Herr Peter Salmhofer, Oberrettenbach


· Herr Hofrat Dr. Alois Oswald, Umweltanwalt, und 
Mitarbeiter Dipl.-Ing. Ulf Steuber:
Es wird die Frage erhoben, ob es rechtens ist, dass Sachverständige und Behördenvertreter schon bei der Trassenfindung dabei waren und sodann im Genehmigungsverfahren tätig sind.  Beantragt wird, die Befangenheit zu prüfen und die Teilgutachten Naturschutz und Forst zu ergänzen sowie im Anschluss daran auch das Gesamtgutachten zu ergänzen.


Die Vertreter der Konsenswerberin legen klar, dass die Trassenfindung ohne Beteiligung von Amtssachverständigen oder Behördenvertretern erfolgte. 


· Herr Alois Tieber, Heiligenkreuz am Waasen

· Herr Dipl.-Ing. Siegfried Stranimaier, für die Gemeindeinitiative

· Herr Dipl.-Ing. Zeiler, für die Gemeindeinitiative und die Steirische Landesjägerschaft

· Herr Vizebürgermeister Ing. Erich Prem, Gemeinde Gersdorf

· Herr Alois Resch, Obmann der Jagdgesellschaft Hofstätten 

· Herr Dipl.-Ing. Richard Hubmann, Bürgerinitiative Sinabelkirchen/Nitscha:


· Herr Hans Waltersdorfer, spricht für „Haus der Stille“, Heiligenkreuz
Beantragt wird, über Fragen hinaus auch Stellungnahmen in umfassender Weise zuzulassen, damit alle Sachverhaltselemente auf den Tisch kommen, die für die Umweltverträglichkeitsprüfung dienlich sind.

· Herr Dr. Eisner, Gemeindeinitiative

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme geboten. 

Themenbereich - Umweltmedizin allgemein:

Prof. Dr. Neuberger und Dr. Reinhard Guschlbauer, SV und ASV für Humanmedizin, erläutern ihr Gutachten.

Folgende in die Rednerliste eingetragene Personen erstatten ein mündliches Vorbringen:

· Herr Josef Hohenwarter, St. Margarethen

· Herr Hannes Tripp, Mellach

· Herr Hans Waltersdorfer spricht für „Haus der Stille“
· Prof. Dr.med. Rainer Frentzel-Beyme, Bremen als Sprecher für die Gemeinden und die Bürgerinitiativen:

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme geboten. 

Themenbereich – Boden, Landwirtschaft und Veterinärmedizin


HR Dipl.-Ing. Friedrich Bauer, Sachverständiger für Landwirtschaft, erläutert sein Gutachten

Univ.Doz.Dr. Armin Deutz, Amtssachverständiger für Verterinärmedizin, erläutert sein Gutachten

Folgende in die Rednerliste eingetragene Personen erstatten ein mündliches Vorbringen:

· Herr Dipl.-Ing. Albin Krenn, Graz
· Herr Dipl.-Ing. Augustin Erhart, St. Margarethen an der Raab
· Frau Eva Wagner, St. Ulrich am Waasen

· Frau Karin Wagner, St. Ulrich am Waasen

· Herr Hans Waltersdorfer spricht für „Haus der Stille“
· Herr Hannes Tripp, Bürgerinitiative Mellach

· Herr Dipl.-Ing. Richard Hubmann, Bürgerinitiative Sinabelkirchen/Nitscha
· Herr Ing. Heinz Christian Brünner, St. Marein bei Graz

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme geboten. 

Folgende Stellungnahmen werden zu den Themenbereichen zu Protokoll gegeben:

Die Stellungnahmen werden als Beilagen 45 bis 57, 72 bis 103 zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Von den beigezogenen Sachverständigen werden ihre Gutachten (gegebenenfalls) wie folgt ergänzt:

Ergänzende Stellungnahme von Prof. Dr. Manfred Neuberger:
Im Gegensatz zur Stellungnahme der steirischen Umweltanwaltschaft zum Fachgebiet Ornithologie ist aus umwelthygienischer Sicht eine Bündelung von Belastungssträngen vorteilhaft.
Das medizinische Gutachten kann nur die bestehende Nutzung „Wohnen“ gesondert beurteilen. Eine medizinische Beurteilung der Wohnwidmung ist nicht möglich. Daher konnte nur der Status quo zum Zeitpunkt der Gutachtenserstellung berücksichtigt werden. Dies betrifft das Vorbringen der Gemeinde Werndorf.

Prof. Dr. Manfred Neuberger

Gutachterliche Stellungnahme von Mag. Dr. Andreas Ranner:
Zur Frage von Herrn Zeiler (Steir. Landesjägerschaft) hinsichtlich der unterschiedlichen Erheblichkeit für den Vogelschutz auf den einzelnen Abschnitten der Trasse ist folgendes auszuführen:

Die abschnittsweise Eingriffserheblichkeit ist aus der UVE ersichtlich. Die Eingriffserheblichkeit wird maßgeblich und beurteilungsrelevant in erster Linie durch das Kollisionsrisiko für Vögel bestimmt. Durch entsprechende Sichtbarmachung der Leitung gemäß Stand der Technik und des Wissens lässt sich dieses Risiko deutlich reduzieren und zwar auf ein Ausmaß, bei dem eine Bestandsgefährdung nicht mehr eintritt. Entsprechende Sichtbarmachungen sind mindestens in Aktionsräumen von bekannten Weißstorchhorsten (Radius 3 km), in bekannten Schwarzstorchvorkommen (Ausdehnung der Maßnahme nach Maßgabe der ökologischen Bauaufsicht), für sensible Vogelarten (z. B. Waldschnepfe, Greifvögel) relevanten Waldabschnitten und für den Vogelzug relevanten Talräumen (Auflistung in der UVE) vorzunehmen. In Konzentrationsräumen für den Vogelzug (vor allem Murtal, Lafnitztal, Tal der Hartberger Safen) sind besondere Vorkehrungen zur Sichtbarmachung (z. B. Markierung von Erd- und Leiterseilen) zu treffen. 

Die genaue Situierung der Markierungsmaßnahmen ist aus beiliegender Tabelle zu entnehmen.

(Mag. Dr. Ranner)

Der Amtssachverständige für Forsttechnik, Dipl.-Ing. Wögerer, ergänzt sein Gutachten im Hinblick  auf die Ergebnisse des Verhandlungstages und legt eine schriftliche Ausfertigung des gesamten Gutachtens vor, welches als Beilage ./I zum Akt genommen wird.

Die Verhandlung wird am 19. Oktober 2004 um 13:10 Uhr bis 14:00 Uhr, weiters um 17:55 Uhr bis 18:20 Uhr und sodann um 20:15 Uhr unterbrochen und die Fortsetzung für Mittwoch, 20. Oktober 2004, Beginn: 9:00 Uhr, verkündet. 

Der Verhandlungsleiter eröffnet am Dienstag, 20. Oktober 2004 um 9:00 Uhr die Verhandlung, trägt die bisherigen Verhandlungsergebnisse vor und knüpft daran die Fortsetzung der Verhandlung.

Sodann wird die Verhandlung mit folgenden Themen fortgesetzt:

Themenbereich – Raumordnung, Landschaft, Bauangelegenheit und Kulturgüter:
Dipl.-Ing. Rainer Opl, Amtssachverständiger für Raumplanung, erläutert sein Gutachten.

Dipl-Ing. Alfred Eichberger, Sachverständiger für Siedlungsraum und Ortsbild,  erläutert sein Gutachten. 

Dipl.-Ing. Johann Kolb, Amtssachverständiger für Landschaftsbild, erläutert sein Gutachten. 

Dipl.-Ing. Karl Amtmann, Amtssachverständiger für Bautechnik, Sach- und Kulturgüter, erläutert sein Gutachten. 

Folgende in die Rednerliste eingetragene Personen erstatten ein mündliches Vorbringen:

· Herr Alfred Kogler, St. Margarethen an der Raab

· Frau Elfriede Hierzer, Bürgerinitiative St. Margarethen an der Raab

· Herr Bürgermeister Günther Müller, St. Johann an der Haide:

· Herr Prof. Dipl.-Ing. Dr. Helmut Hoffmann (sen.), Gutachter der Gemeinde Werndorf und Herr Dipl.-Ing. Markus Hoffmann (jun.), Gemeindeinitiative, Herr Bürgermeister Johann Wagner, Mellach, und Herr Dr. Markus Hadler, Karl-Franzens-Universität, Graz:

Seitens Prof. Dipl.-Ing. Dr. Helmut Hoffmann (sen.) wird wiederholt auf die Fachunkundigkeit der Ersteller des Gesamtgutachtens hingewiesen. 

· Frau Bürgermeisterin Elfriede Taucher, Hofstätten an der Raab
· Herr Bürgermeister Alois Baumhackl, Heiligenkreuz

· Herr Bürgermeister Josef Schöngrundner, Ilztal

· Herr Mag. Otto Feldbaumer, St. Ulrich am Waasen

· Herr Vizebürgermeister Meister für die Gemeinde Pischelsdorf

· Herr Dr. Dieter Neger, Gemeinde Werndorf 

· Herr Ing. Hannes Tripp, Mellach

· Frau Karin Wagner, St. Ulrich am Waasen

· Frau Dr. Petra Ernst-Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen

Über die Frage, ob die Sachverständigen Dipl.-Ing. Opl, Dipl.-Ing. Eichberger aus ihren Fachgebieten das Vorhaben für umweltverträglich halten, geben die Sachverständigen zu Protokoll, dass aus ihren Fachbereichen die Auswirkungen auf die Umwelt hinreichend dargestellt sind, die Gesamtbewertung obliegt jedoch dem Gesamtgutachten. 

· Herr Bürgermeister Gerald Maier, Ebersdorf

· Herr Univ. Prof. MMag. Dr. Gerd Kühr, Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen

· Herr Bürgermeister Peter Schiefer, Nitscha

· Herr Dipl.-Ing. Weißmann für Frau Bürgermeisterin Mag. Sonja Tautscher, Sinabelkirchen

· Herr Dipl.-Ing. Richard Hubmann, Bürgerinitiative Sinabelkirchen/Nitscha
· Herr Hans Waltersdorfer, Heiligenkreuz

· Herr Ing. Heinz Christian Brünner, Vertreter einer Bürgerinitiative Krumegg
· Herr Dr. Wolfgang Stock, BI Mellach

· Herr Dipl.-Ing. Ulf Steuber und Frau Dr. Liliane Pistotnig für Dr. Alois Oswald, Umweltanwalt

· Frau Gertrude Rieger, St. Margarethen an der Raab

· Herr Bernd Prem, Pischelsdorf

· Frau Roswitha Blaß, St. Margarethen an der Raab

· Herr Walter Promitzer, St. Margarethen an der Raab

· Herr Ing. Erich Prem, Gemeinde Gersdorf

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme und Gegendarstellung geboten. 

Festgestellt wird vom Verhandlungsleiter, dass aufgrund der Vielzahl der in der Rednerliste eingetragenen Redner das Thema „Raumordnung, Landschaft, Bauangelegenheit und Kulturgüter“ nicht zeitgerecht abgeschlossen werden kann. Es wird daher bekannt gegeben, dass der nächste Themenblock nicht wie geplant um 14:00 Uhr beginnen kann, sondern nach Abschluss des ersten Themenblockes eröffnet werden wird.
Die Verhandlung wird am 20. Oktober 2004 um 13:30 Uhr bis 14:15 Uhr unterbrochen.

Themenbereich – Verkehr, Luftfahrt, Abfallwirtschaft

Dr. Guido Richtig, Amtssachverständiger für Verkehrstechnik, erläutert sein Gutachten.

Dipl.-Ing. Dr. Franz Schabkar, Amtssachverständiger für Luftfahrttechnik, erläutert sein Gutachten.

Dipl.-Ing. Martin Reiter-Puntinger, Amtssachverständiger für Abfalltechnik, erläutert sein Gutachten.

Folgende in die Rednerliste eingetragene Personen erstatten ein mündliches Vorbringen:

· Herr Dipl.-Ing. Ulf Steuber für Hofrat Dr. Alois Oswald, Umweltanwalt

· Frau Bürgermeisterin Mag. Sonja Tautscher, Sinabelkirchen 

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme und Gegendarstellung geboten. 

Themenbereich – Wasser, Abwasser

Dipl.-Ing. Bernd Meidl, Amtssachverständiger für Wasserbautechnik, erläutert sein Gutachten.

Dipl.-Ing. Martin Reiter-Puntinger, Amtssachverständiger für Abwassertechnik, erläutert sein Gutachten.

Mag. Peter Rauch, Amtssachverständiger für Hydrogeologie, erläutert sein Gutachten.

Folgende in die Rednerliste eingetragene Personen erstatten ein mündliches Vorbringen:

· Herr Ing. Hannes Tripp, Bürgerinitiative Mellach

Es werden datenschutzrechtliche Bedenken darüber vorgebracht, falls die Anwesenheitsliste als Beilage zur Verhandlungsschrift öffentlich zugänglich gemacht wird, da personenbezogene Daten auch von der Allgemeinheit, d.h. von Personen, die nicht Partei oder Beteiligte im Verfahren sind, darin ersichtlich sind. 

· Herr Ing. Heinz Christian Brünner, St. Marein bei Graz

· Herr Dipl.-Ing. Albin Krenn, Graz

Folgende Stellungnahmen werden zu den Themenbereichen zu Protokoll gegeben:

Die Stellungnahmen werden als Beilagen 104 bis 190  zum Bestandteil der Verhandlungsschrift erklärt.

Den Vertretern der Konsenswerberin wird Gelegenheit zur Stellungnahme und Gegendarstellung geboten. 

Von den beigezogenen Sachverständigen werden ihre Gutachten (gegebenenfalls) wie folgt ergänzt:

Ergänzende Stellungnahme des Gutachters Dipl.-Ing. Rainer Opl:

Von Seiten des Gutachters für den Teilbereich überörtliche Raumplanung, Regionalentwicklung und Freizeit, Erholung und Tourismus, wird zur Stellungnahme zum Umweltverträglichkeitsgutachten zur UVE Steiermarkleitung der Universität für Bodenkultur vom Oktober 2004 zum Kapitel 3.2, Seiten 14 bis 18 nachfolgende Stellungnahme abgegeben:

1. Die Stellungnahme der Umweltanwaltschaft wurde im gegenständlichen Teilgutachten sehr wohl berücksichtigt, jedoch in Form von impliziten Aussagen.

2. Für das Landschaftsschutzgebiet der Murauen wurde eine Beeinträchtigung der Erholungsfunktion festgestellt. Ein Widerspruch zum Regionalen Entwicklungsprogramm ist dadurch deswegen nicht direkt gegeben, da das Landschaftsschutzgebiet aufgrund einer Verordnung des Landesnaturschutzgesetzes und nicht durch das Regionale Entwicklungs-programm als Verordnung nach dem Steiermärkischen Raumordnungsgesetz festgelegt ist. Der Zielkonflikt wurde durch die Einstufung Wirkungsintensität hoch und Einstufung Eingriffserheblichkeit hoch im Gutachten auch entsprechend dokumentiert.

3. Im Befund wurde für die Gemeinde Blaindorf eine Beeinträchtigung des Talraumes in touristischer Hinsicht festgestellt, weshalb die Wirkungsintensität nicht als gering, sondern mittel eingestuft wurde. Im Gutachtenteil auf Seite 17 wurde diese Beeinträchtigung dahingehend bewertet, dass daraus keine erhebliche Funktionsstörung der großräumigen touristischen Entwicklung abgeleitet werden kann. Die Eingriffserheblichkeit wurde jedoch von vernachlässigbar auf mittel höher gestuft.

4. Zur touristischen Funktion der Marktgemeinde Pischelsdorf wird festgestellt, dass diese nicht Teil einer LEADER+ Region ist, die wie vergleichsweise das Hügelland östlich von Graz, das intakte Landschaftsbild als vorrangige Ressource anspricht.

5. Zu den fehlenden Ausgleichsmaßnahmen für den Bereich Regionalplanung, Erholung und Tourismus wird angemerkt, dass die Ausführungen im Bezug auf die einzige Entwicklungsoption der Region sich nicht auf die gesamte Oststeiermark, sondern auf die LEADER+ Region Hügelland östlich von Graz beziehen und deshalb nicht auf den gesamten Trassenverlauf umgelegt werden können.

6. Die Abwägung der Sicherung der Energieversorgung einerseits gegenüber der möglichen Entwicklungsoption Tourismus andererseits im Bereich Regionalentwicklung ist in der getroffenen Form unzulässig. Dargelegt wurde, dass die geplante Form der touristischen Regionalentwicklung im Hügelland östlich von Graz für dieses Teilgebiet neben landwirtschaftlichen Funktionen und Wohnsitzfunktion für den Großraum Graz in wirtschaftlicher Hinsicht die vielversprechendste Entwicklungsoption darstellt. Doch selbst bei optimaler Umsetzung dieser Zielsetzung wird das daraus entstehende Arbeitsplatzpotential nur einen Bruchteil der für die Wohnbevölkerung dieser Gemeinden erforderlichen Arbeitsplätze bieten können. Der absolut überwiegende Anteil der Wohnbevölkerung findet im Großraum Graz als steirischen Zentralraum Arbeitsplätze und für diesen Bereich ist die sichere Energieversorgung eine wesentliche Standortvoraussetzung.

7. Zur Forderung weitere Unterlagen zur Abschätzung des touristischen Entwicklungspotentials beizubringen ist festzustellen, dass wie auch im Teilgutachten angeführt, aufgrund der derzeitigen Entwicklungsphase dieser Initiativen eine quantifizierte Abschätzung fachlich seriös kaum machbar ist. Die kritische Bewertung des Vorhabens wurde daher im Teilgutachten insbesondere nach dem Vorsorgeprinzip getroffen.

8. Auch bei der Schlussbemerkung auf Seite 18 ist darauf hinzuweisen, dass diese einzige Entwicklungsoption Tourismus im Teilgutachten nur für das Hügelland östlich von Graz festgestellt wurde.

(Dipl.-Ing. Rainer OPL)

Zur Frage an die Gutachter in der Stellungnahme von Herrn Gerd Kühr (Nr. 156 der Beilagen zur VHS) werden folgende Stellungnahmen abgegeben:

1.) Dipl.-Ing. Karl Amtmann:

Für mich stellt sich die Frage in diesem Verfahren nicht, da ich mit der Beurteilung der Kulturgüter beauftragt bin.

(Amtmann eh.)

2.) Dipl.-Ing. Rainer Opl:

Auf diese Frage muss eine differenzierte Antwort gegeben werden:

Grundsätzlich kann dieses Prädikat nur für bisher unbeeinträchtigte Trassenabschnittsbereiche, die in der UVE als mit hoher Sensibilität eingestuft sind, gelten. Wird das Projekt realisiert, ist zu unterscheiden zwischen einer Verwirklichung mit Auflagen etc., die zur Folge haben, dass das Freileitungsprojekt in diesem Landschaftsraum nicht als erheblich störend empfunden wird und insgesamt daher nach wie vor ein Raum vorliegt, der nicht erheblich vorbelastet ist. Wird das Projekt in diesem Teilraum allerdings so realisiert, dass es als erhebliche Landschaftsbelastung einzustufen ist, so wird dieses Prädikat „Fehlen von naturfernen Projekten“ nicht mehr aufrecht zu halten sein, was selbstverständlich auch für künftige Projektbeurteilungen relevant ist.

(Opl eh.)

3.) Dipl.-Ing. Alfred Eichberger:

Ich nehme bei meiner Stellungnahme Bezug auf die Aussage im Gutachten zum Teilraum St. Ulrich:

Im Bereich Lichtenwiesen fehlen Vorbelastungen weitgehend. Die Frage kann daher nicht grundsätzlich mit Ja beantwortet werden. Grundsätzlich ist und wird zukünftig (bei allfälligen zukünftigen Projekten) sowohl eine räumliche Differenzierung als auch eine Differenzierung konkreter Wirkbeziehungen erforderlich sein. 

(Eichberger eh.)

4.) Dipl.-Ing. Johann Kolb:

Aus meiner Sicht ist es richtig, dass im Falle der Errichtung der 380-kV-Leitung den betroffenen Gemeinden bei der Beurteilung nachfolgender Projekte erhebliche Nachteile erwachsen, da dann nicht mehr vom Fehlen von naturfernen Projekten gesprochen werden kann.

(Kolb eh.)

Stellungnahme von Herrn DI.Dr.Franz Schabkar, FA 17C / Luftfahrt:

Die in meinem Gutachten angegebenen Abstände zwischen den orange-roten Kugeln von „ca. 25 m“ sind als Abstände von „25 bis 40 m“ zu verstehen. 

In meinem Gutachten vom 8.Juli 2004 wird angeführt, dass noch zu berücksichtigen ist, dass eine endgültige Festlegung der Kennzeichnung diverser Spannfelder erst nach Fertigstellung der Leitung und nochmaliger Befliegung erfolgen kann. Dies gilt insbesondere auch für die Schlechtwetterflugwege gem. Schlechtwetterflugwege-Verordnung 1999. Es handelt sich hierbei insbesondere um die Spannfelder 

· UW Zwaring – 14

· 15 – 27

· 161 – 167

· 243 – 258

Keine weiteren Ergänzungen.

(Dr.Franz Schabkar)

Der Verhandlungsleiter stellt abschließend fest, dass keine weiteren Vorbringen mehr zu Protokoll gegeben werden. 

Der Verhandlungsleiter erläutert noch die weitere Vorgangsweise nach § 44e Abs. 3 AVG. 

Die eingangs der Verhandlungsschrift nicht angeführten Verhandlungsteilnehmer sind in der Anwesenheitsliste unter Basis der Eingangsregistrierung gemäß seinerzeitiger Verhandlungsausschreibung angeführt. Die Verhandlung wird am 20. Oktober 2004 um 17:52 Uhr nach einer Dauer von insgesamt 56/2 Stunden geschlossen.

Die Verhandlungsschrift war praktisch zeitgleich mit Verkündung des Verhandlungsendes  fertiggestellt und stand bis kurz nach 19 Uhr im Verhandlungslokal zur Durchsicht zur Verfügung, wovon von niemandem Gebrauch gemacht wurde.

Nach Verkündung des Verhandlungsendes wurde es noch Fr. Dr. Ernst-Kühr gestattet, ihre Stellungnahme namens der BI St. Ulrich/Waasen als Beilage zur VHS in der Schreibstelle im Verhandlungssaal zu Protokoll zu bringen.

Der Verhandlungsleiter:
Der Protokollführer:

Dr. Michael Wiespeiner
Mag. Udo Stocker

8010 Graz . Landhausgasse 7
Wir sind Montag bis Freitag von 8:00 bis 12:30 Uhr und nach telefonischer Vereinbarung für Sie erreichbar

DVR 0087122 . UID ATU37001007


